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Samstag, 5. Juni 2021

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Nachrichten
Covid-Zertifikate für
GeneseneabMitteJuni

Basel-Stadt Ab dem 14.Juni
können Basler, welche positiv
aufCoronagetestetwurdenund
alsgeheilt gelten, einCovid-Zer-
tifikat über ein Formular online
beantragen. Das teilte Basel-
Stadt amFreitagmit. Personen,
welchevollständiggeimpftwur-
den, werden zu gegebener Zeit
per SMS informiert. Späterwird
es auch für Personenmit einem
negativenCorona-Testmöglich
sein, ein Zertifikat zu beantra-
gen. Baselland hat noch nicht
zumThema informiert. (saw)

59-jährigerBaslerDaniel
Gröflinwird vermisst

Aufruf Seit vergangenem Sonn-
tag, den 30.Mai, wird der
59-jährige Daniel Gröflin ver-
misst.LetzterbekannterAufent-
haltsort war Vermes im Kanton
Jura. Gröflin ist 175 Zentimeter
gross, schlank, hat braune Au-
gen, einenBart und kurze grau-
weisse Haare. Er ist auf Medi-
kamente angewiesen. Die Kan-
tonspolizei Basel-Stadt nimmt
Hinweise entgegen. (saw)

Nur Fachpersonendürfen
EGK-Neubaubesichtigen

Korrekt Im Artikel «Lehmver-
putzt und lichtdurchflutet»vom
4.Juni wurde fälschlicherweise
geschrieben,dassderEGK-Neu-
bau inLaufenheuteSamstagzur
Besichtigungoffensteht.Dieses
Angebot richtet sich jedochaus-
schliesslich an geladene Fach-
personenundnicht andiebreite
Öffentlichkeit, wie der Veran-
stalter nun präzisierte. (eob)

Rennbahnklinik
reicht Rekurs ein
Spitalliste KlinikdirektorPhilip
Klopfensteinhatte esbereits vor
einerWoche, als die beiden Ba-
sel die erste gemeinsameSpital-
liste präsentierten, angedroht,
nun steht es fest:Die aufOrtho-
pädie spezialisierte Muttenzer
RennbahnklinikwirdBeschwer-
devordemBundesverwaltungs-
gericht einreichen. Dies teilte
dasPrivatspital amFreitagmor-
gen mit. Konkret wehrt es sich
gegen den Entzug von drei be-
stehenden Leistungsaufträgen,
dies in denBereichenHandchi-
rurgie,ErstprotheseHüfte sowie
Wechseloperationen Kniepro-
these. Klopfenstein redet Klar-
text: «In allen drei Bereichen,
gegen die wir uns wehren, sind
die Begründungen für den Ent-
zug willkürlich und nicht nach-
vollziehbar.»

DieKantonehattendenEnt-
zug damit begründet, dass die
Rennbahnkliniknicht genügend
stationäreFällepro Jahrbehand-
le. Klopfenstein moniert, dass
nurFälle vonBaslernundBasel-
bieterPatientengezähltworden
seien: «Dies ist bei der nationa-
lenAusstrahlungderRennbahn-
klinik und dem entsprechend
schweizweiten und internatio-
nalenPatientengut vollkommen
absurd.» Grundsätzlich kriti-
siert dasPrivatspital, dass es«in
einemfragwürdigenKonzentra-
tionsprozess zugunstendefizitä-
rer öffentlicher Strukturen zu-
rückgebundenwird». (mn)

Analyse zum Prozess gegen Regierungsrat Thomas Weber

Der Falsche sass auf der Anklagebank
Der Freispruch für den Basel-
bieter Regierungsrat Thomas
Weber ist allgemein erwartet
worden. Keine einzige in den
vergangenen Tagen von der bz
befragte juristische Fachperson
oder Prozessbeobachtende hat
daran irgendwelche Zweifel
geäussert. Trotzdemwurde der
erstinstanzliche Entscheid
gestern vomSVP-Politikermit
Erleichterung aufgenommen.
So entspannt und zuversicht-
lich, wieWeber noch im ver-
gangenenHerbst die Ankündi-
gung der Strafverfahrens-Er-
öffnung kommentiert hatte,
war er in den vergangenen
Tagen offensichtlich nicht
gewesen.

Nicht nurWeber dürfte jetzt er-
leichtert sein; erst recht nach
der Ankündigung von Staats-
anwalt Janos Fabian, aufgrund
derUnmissverständlichkeit
des Richterspruchs auf einen
Weiterzug zu verzichten. Diese
Erleichterung dürfte auch von
zahlreichenMitgliedern von
Exekutivbehörden, die den
Prozess verfolgt haben, geteilt
werden. Denn nach der Logik
der Anklagemüsste jedes
staatliche Projekt, das schief
geht, jede staatliche Investi-
tion, die nicht den erwarteten
Ertrag gebracht, künftig recht-
liche Folgen haben. Ausser die
verantwortliche Behörde kann
hieb- und stichfest nachwei-
sen, dass sie von vornherein
sämtliche Eventualitäten eines
Fehlschlags ausgeschlossen
hat. Sonst könnte sie, wie es
Weber vorgeworfenwurde, im
strafrechtlichen Sinn eventual-
vorsätzlich handeln.

Es ist eben eine der vielen
Eigenheiten dieses Prozesses,
dass das Pferd von hinten
aufgezäumtwurde.Hätte die
damals für die Schwarzarbeits-
kontrollen zuständige ZAK ihre
Arbeit stets ordentlich ge-
macht, respektive hätten die
dahinter stehendenOrganisa-
tionen derWirtschaftskammer
dies zugelassen, unddie finan-

ziellenMittel adäquat einge-
setzt, dann hätte selbst im
Nachhinein niemand etwas
gegen die Erhöhung des Staats-
beitrags auf 650000Franken
sagen können. ImGegenteil, es
war der ausdrücklicheWille
des Landrats,mehrGeld für
denKampf gegen die Schwarz-
arbeit auszugeben.Manhätte
sogar der verstärktenBekämp-
fung einesMissstands im
Landkanton, der Schwarzarbeit
imBaugewerbe, zugejubelt.
Unter dieser Annahme stimm-
te der Landrat der entsprechen-
denLeistungsvereinbarung zu.
Erst als der jahrelange Skandal
rund umdie nicht ausgeführten
Schwarzarbeitskontrollen an
Fahrt aufnahm, die ZAKunter
Schimpf und Schande aufgelöst
wurde, und – von persönlichen
Intrigen undKonflikten befeu-
ert – der Skandal zur Strafsache
wurde, stellte sich die Frage
nach demSchuldigen. Auch in
dieserHinsichtwar die Zeu-
genaussage des ehemaligen
ZAK-GeschäftsführersMichel
Rohrer ein Schlüsselmoment
und ein veritablerCoup der
Staatsanwaltschaft.

DessenAusführungen stufte
das Strafgericht als «glaubwür-
dig» ein, die daraus gezogenen

Erkenntnisse als «erschre-
ckend». Eswar der grosse
Gewinn dieses Verfahrens, dass
endlich einmal unter Eid in
allerÖffentlichkeit Klartext
über dieHintergründe des
Wirtschaftskammerkonstrukts
und des gängigenGeschäftsge-
barens geredetwurde.Der
Insider Rohrer bezeugte, was
bisher nur allgemein vermutet,
getuschelt und in denMedien
oftmals unter Berufung auf
anonymeQuellen berichtet
wurde.Dieser gestand offen
ein, dass gar nie dieAbsicht
bestanden hatte, die der finan-
ziellenAufstockung angemes-
seneAnzahl Kontrollen durch-
zuführen. Spätestens hier
fragte sich dieÖffentlichkeit,
wieso anWebers undThomas
Kellers Stelle nicht die damali-
genZAK-Verantwortlichen,
respektive ihreHintermänner,
auf der Anklagebank sitzen.

Eine VerurteilungWebers
hätte darumnicht nur dem
allgemeinenRechtsempfinden
widersprochen, dass für
schlechte politische Arbeit das
Wahlvolk dieQuittung erteilt
und die Justiz erst in Spiel
kommen soll, wennAmtsmiss-
brauch im Sinne persönlicher
Bereicherung oder Bevortei-

lung begangenwurde. Die
Urteilsbegründung von Straf-
gerichtspräsident Andreas
Schröder hatWeber auch vom
Vorwurf der grobfahrlässigen
Amtsführung entlastet, die
dann strafbarwird, wenn
Exekutiven, gemässWissens-
stand zumTatzeitpunkt,
Entscheidewider glasklare
Gegenargumente fällen.
Insofern ist der Baselbieter
Prozess gleichwohl einWarn-
schuss an alle Bundes-, Regie-
rungs- undGemeinderäte.

Womuss dann bei der von
Gerichtspräsident Schröder
angemahntenAufarbeitung
angesetzt werden? Zumeinen
liegt es an derWirtschaftskam-
mer selbst, intern reinenTisch
zumachen und sich zu überle-
gen,wie sie das öffentliche
Vertrauenwiedergewinnen
kann.Dass ihr dasmit demsel-
ben Führungspersonal gelingt,
das die ganzen Schattenkonst-
rukte rund umdie Schwarz-
arbeitskontrollenmitaufgebaut
undmitverantwortet hat, darf
bezweifelt werden. In dieselbe
Verantwortungmüssen die
damaligenVerantwortlichen
desGewerkschaftsbunds
genommenwerden, die ebenso
wie dieWirtschaftskammer

Träger der ZAKwaren.Die
Politik kann sich zwar gut-
schreiben, die Einflussnahme
derWirtschaftskammerman-
cherorts bereits zurückge-
drängt zu haben.DenKampf
für eine striktereGesetzgebung
imBereich der Schwarzarbeits-
kontrollen hat der freigespro-
cheneThomasWeber an
vorderster Front selber geführt.
Der Landkanton steht heute
besser und transparenter da als
noch 2015.

Indesmuss sich der Landrat
hinter dieOhren schreiben, bei
allen Leistungsaufträgen ganz
genau hinzusehen, selbst wenn
es nicht umdie ganz grossen
Summen geht. All jenen, die
nach parlamentarischenAb-
kürzungenwie bei den
Schwarzarbeitsgesetzen von
2013 rufen,müssen dieGesetz-
gebenden künftigmit aller-
grösster Skepsis begegnen.

Bojan Stula
bojan.stula@chmedia.ch

Erleichtert: Zumindest SVP-Regierungsrat ThomasWeber kann die ZAK-Affäre nun abhaken. Bild: Juri Junkov (Muttenz 4. Juni 2021)

Ein Freispruch erster Klasse für Thomas Weber
Urteil undReaktion DieErleich-
terung sei gross, sagte Thomas
Weber nach der Urteilsverkün-
dung. «Dieses Verfahren habe
ichwieeineEisenkugel amBein
die letzten drei Jahre durch den
Wahlkampf und die Covid-Kri-
segeschleift.»NunseidieKugel
weg. Welche Lehre zieht er aus
demVerfahrenumdieSchwarz-
arbeitskontrolle?«Dasseswich-
tig ist, auch Entscheide zu hin-
terfragen,die vonallenoder fast
allen getragenwerden.»

Damit führtederSVP-Regie-
rungsrat ein Argument weiter,
mit dem Gerichtspräsident An-
dreas Schröder zuvor den Frei-
spruchWebersunddesKiga-Lei-
tersThomasKellervomVorwurf
derungetreuenAmtsführungre-
spektive der Komplizenschaft
dazubegründethatte.Derhöhe-

reBeitragandieSchwarzarbeits-
kontrolle ZAK sei keiner Idee
Webers oder seiner Direktion
entsprungen. Die Basis für die
Leistungsvereinbarung (undso-
mit mehr Geld) legte ein neues
Gesetz zur Bekämpfung der
Schwarzarbeit. Dieses wurde
vom Landrat mittels Parlamen-
tarischer Initiative initiiert.

ZAKverfehlteMindestziel
beidenKontrollen
InderGesetzesvorlagevomNo-
vember 2013 sei die Erhöhung
derEntschädigungauf650000
Franken pro Jahr für 2014 und
2015 bereits genannt worden.
Dagegen habe im Landrat nie-
mandopponiert.Zurdamaligen
politischen Stimmung im Kan-
ton fällte der Gerichtspräsident
ein wenig schmeichelhaftes

Urteil: «DerZAKund ihrenVer-
antwortlichenhabendamals fast
alle vertraut. Alle haben mitge-
macht.»Mankönnedahernicht
stellvertretendWeberundKeller
fürdieErhöhungderEntschädi-
gung verantwortlichmachen.

DieStaatsanwaltschafthatte
vorgerechnet, dass die Zahlun-
gen an die ZAK 100000 Fran-
kenpro Jahr, also total 200000
Frankenzuhochausgefallensei-
en.DieserSchaden fürdenKan-
tonseiallerdingsnichtprimärals
Folge des Abschlusses der Leis-
tungsvereinbarung zu sehen,
sondern darin, dass letztere von
derZAKnichterfülltwordensei,
betonteSchröder. SohattenWe-
berundKellermitdenZAK-Ver-
antwortlichen mindestens 200
Baustellenkontrollen pro Jahr
ausgehandelt.DiesesZielwurde

deutlichverfehlt.DieZahlungen
an die ZAK erschienen erst mit
diesemWissen als zu hoch.

Gericht lobt«entschlossene
Haltung»Webers
Schröder betonte auch, dass
politische Entscheidungsträger
wie Weber über einen Ermes-
sensspielraum verfügten: Das
Gericht könnedannnicht später
kommen und sagen, das hätte
manandersmüssen. Intervenie-
ren könne ein Gericht dann,
wenn dieser Ermessensspiel-
raumgrobüberschrittenwerde.
Das sei vorliegendnichtderFall.

Weber habe den Kanton
nichtvorsätzlichgeschädigt, be-
fanddasGericht.Eshielt ihmim
Gegenteil gareine«entschlosse-
ne Haltung» zu gute, als er und
dieGesamtregierungEnde2015

eine Schadenersatzforderung
von380000FrankenandieAd-
resse der ZAK wegen ungenü-
genderLeistungenstellte. Insge-
samtdarfmangetrostvoneinem
FreispruchersterKlasse fürWe-
ber und seinen leitenden Ange-
stelltenKeller sprechen.

Das Instrument der Par-
lamentarischen Initiative, mit
demGesetze an Regierung und
Verwaltung vorbei durchgeboxt
werden können, sei fragwürdig,
kritisierte Weber. Demgegen-
überseiendienungeltendenGe-
setze bei den Arbeitsmarktkon-
trollen auf ordentlichem Weg
entstanden;dieLeistungsverein-
barungenseien–auchwegender
gemachten Erfahrungen – viel
genauer definiert, sagteWeber.
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